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1.1 Das politische System und seine rechtlichen Rahmenbedingungen  1 

1. Europa 1850-1914: Das monarchische System vor der 

Herausforderung der Parlamentarisierung und der 

Massendemokratie1 

1.1 Das politische System und seine rechtlichen Rahmenbedingungen 

Schauen wir auf die politische Landkarte Europas um 1900, so gilt der erste Blick 

der Frage, welche Staatsformen es in dieser Zeit gab. Auffällig ist dabei, dass trotz 

mehrfacher Revolutionsschübe seit 1789 die Monarchie ganz eindeutig noch die 

dominante Staatsform ist – mit Hilfe einer funktionalen Anpassung war es den 

Königen und Fürsten gelungen das dynastische Prinzip als Grundstruktur der 

Herrschaftsausübung zu erhalten. Republiken etablieren sich im 19. Jahrhundert 

dauerhaft nur in der Schweiz und in Frankreich. In Frankreich gelang dies auch 

erst ab 1870 im dritten Anlauf, denn der erste und zweite Versuch (1792-

1799/1804 bzw. 1848-1851/52) hatten nicht den nötigen gesellschaftlichen 

Interessenausgleich geschaffen, um politische Stabilität zu erreichen. Die Schweiz 

blieb das einzige Land Europas, welches – abgesehen von einigen Kleinstaaten – 

diese für die Frühe Neuzeit durchaus typische politische Form beibehielt, während 

sie in Polen, den Niederlanden und in den italienischen Teilstaaten um 1800 

verloren ging. Erste Versuche mit der Republik unternahmen außerdem die 

römische Republik 1848 und Spanien 1873/74, aber nur für einige Monate, so 

dass sich erst mit Portugal ab 1910 wieder ein Staat dauerhaft von der Monarchie 

verabschiedete. 

Blicken wir als zweites auf die Regierungsform, so stellt sich die Frage, inwieweit 

sich der Verfassungsstaat mit seiner grundsätzlichen Vorgabe durchsetzte, dass 

rechtliche Rahmenbedingungen für die Politik im Sinne einer Herrschaftskontrolle 

mit Hilfe einer Konstitution wichtig seien. Gerade im Vergleich zur Situation von 

1848/50 kann festgehalten werden, dass sich der Konstitutionalismus bis 1914 bis 

auf wenige Kleinstaaten überall etablierte – der letzte bedeutende Staat, der diesen 

Schritt ging, war Russland im Jahre 1906, als aufgrund der Niederlage im 

russisch-japanischen Krieg 1904 und der Revolution von 1905 ein Reformschub 

einsetzte. Zuvor waren in der hier behandelten Epoche mit der italienischen 

Nationalstaatsgründung ab 1860 auch die nach 1849 wieder nicht-

konstitutionellen Teilstaaten einbezogen worden, Österreich-Ungarn kehrte 

1860/67 endgültig zum Verfassungsstaat zurück und auch die neu entstehenden 

Nationalstaaten Südosteuropas erhielten nach und nach alle Verfassungen: 

Rumänien (1864, 1866), Serbien (1869, 1888), Bulgarien 1879 und Montenegro 

1905. Das Osmanische Reich gab sich 1876 noch vor Russland und Bulgarien 

eine moderne Verfassung, die jedoch 1878 unter maßgeblicher Beteiligung der 

europäischen Großmächte wieder suspendiert wurde, so dass sich der 

Verfassungsstaat erst ab 1908 dauerhaft durchsetzte. 

                                                 
1 Teilkapitel 1 von Martin Kirsch. 




